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A.n t r , g e b e ; pt w 0 r tun g 

tIn Beantwortung einer Anfrage der Abg,Drel: rau s und Genossen, 

betreffend Eingriffe in die Freiheit der Wahlwerbung durch die sowjeti­

sohe Besat zungsmaoht, teilt Bundesminist,er für Inneres Hel m e r 

folgendes mit. 

In den Ta~gangenen Monaten haben einzelne sowjetisohe Orts-

baw. Bezirkskommandanten in NiederBsterreich, im Mühlviertel und im Burgen­

land an der ,Tätigkei t des Verbandes der Unabhängigen ein besonderes Interesse 

bekundet, das sioh im allgemeinen auf die Befragung Bsterreiohisoher Be­

hBrdenorgane über Versammlungen und Veranstaltungen dieses Verbandes be­

schränkte. Forderungen einzelner sowj etischerlrommandanten nach Massnahmen 

gegen diesen Verband, die mit den CSst,erreiohischen Gesetzen in Widerspruoh 

standen und auch durch die Bestimmungen des Kontrollabkommens nicht ge-

deckt ~aren, wurden von den BehBrdenorganen abgelehnt, was von den sowjeti­

sohen Auftraggebern zur Kenntnis genommen wurde. 

Lediglich der sowjetische Bezirkskommandant von Gässing hat Ende 

Mai dieses Jahres der do~igen Bezirkshauptmannschatt gegenüb"er die Anordnung 

getroffen, das .. 8 der VdU im Bereich dieser Kommandantur Ver8ammlungen nicht 
, , 

abhalten dürfe, wobei die nicht näher begründete Erklärung abgegeben ~~rde, 

man habe Anlass, Versammlungen dieses Verbandes im Bereich 4er Bezirka­

hauptmannsohaftGüssing nicht zu dulden. 

Es bedarf keiner Erklärung, dass eine derartige Einschränkung ~er 

Tätigkeit einer im Nationalrat vertretenen politischen Partei nicht nur zu 

den Bsterreichiachen verfassungsreohtliohen Bestimmungen, sondern auch zu 

den Grundprinzipien eines auf demokratisoher Grundlage beruhenden Reohts­

staates in krassem Widerspruoh steht, darüber hinaus aber auch durch die 

Bestimmungen des Kontrollabkommens nicht, gedeckt ersoheint. 

Da ioh annehmen muss, dass es sich bei dieser Anordnung eines 

einzelnen sowjetisohen Bezirkskommandanten lediglich um einen Übergriff 

einer lokalen sowjetisohen Dienststelle handelt, habe ioh, da die Vor­

stellungen bei der örtlichen sowjetischen Dienststelle erfolglos geblieben 

sind, den Sioherheitsdirektor für das Burgenland beauftragt, nunmehr beim 

Bevollmächtigten des sowjetischen Hoohkommissärs für das Burgenland die 

Zurücknahme' dieser die Versammlungs- und Wahlfreiheit in willkürli,eher 

Weise beschränkenden Anordnung zu begehrena 
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